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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Der Standort Mitholz der Schweizer Armee hat eine bewegte Geschichte. Das sich auf
Gemeindegebiet von Kandergrund (BE) befindliche ehemalige Munitionsdepot gelangte
über die vergangenen Jahre unter verstärkte Beobachtung. 1947 kam es in den Stollen
zu Explosionen, die zu einem Einsturz mehrerer Bereiche des unterirdischen Baus
führten und neun Menschenleben kosteten. Mehrere hundert Tonnen Munition waren
damals explodiert. Daraufhin konnte ein Teil der im Berg verbliebenen Munition
geräumt werden, etliche Tonnen Munition und Sprengstoff mussten jedoch
zurückgelassen werden. Schätzungen zufolge liegen noch etwa 3500 Bruttotonnen
Munition und mehrere hundert Tonnen Sprengstoff in den eingestürzten Anlageteilen.
In den Jahren 1949 und 1986 wurden Risikobeurteilungen vorgenommen, bei denen
festgestellt wurde, dass die Anlage weiter genutzt werden könne, da bei einer allfälligen
erneuten Explosion lediglich mit geringen Schäden zu rechnen sei. Deswegen
verblieben die Truppenunterkunft und ein Lager der Armeeapotheke im regulären
Betrieb.

Mitte 2018 stellte sich heraus, dass die Situation in Mitholz völlig anders aussah als
bisher angenommen. Weil der Standort Mitholz für ein Rechenzentrum der Armee in
die engere Auswahl gekommen war, hatte das VBS eine neue Studie erstellen lassen.
Diese neue Risikobeurteilung veranlasste die Behörden, ganz andere Schlüsse zu
ziehen, als noch rund dreissig Jahre zuvor. Gemäss den Erkenntnissen der
Studienautoren bestehe ein weit höheres Risiko einer erneuten Explosion als bisher
angenommen. So seien Explosionen durch äussere Einflüsse, wie etwa Felsstürze,
weitere Einstürze in der Anlage selbst oder auch Selbstentzündungen keine
unwahrscheinlichen Szenarien. Die daraus resultierenden Risiken für die Anlage und die
Umgebung seien grösser, als bis anhin bekannt gewesen sei, und lägen ausserhalb der
geltenden Regelungen im Umgang mit solchen Risiken. Sofortmassnahmen zu ergreifen
sei gleichwohl nicht notwendig, so ein weiterer Befund der Experten. Aufgrund des
Zwischenberichts der Gutachter war es jedoch angezeigt, das Risiko der Anlage zu
reduzieren, wofür der Bundesrat eine Arbeitsgruppe bilden liess. Weiter wurde
beschlossen, die noch genutzten Bereiche des Standortes – Unterkunft und Apotheke –
unmittelbar zu schliessen. Für weitere Massnahmen sollte der Schlussbericht
abgewartet werden. Gleichwohl beschloss der Bundesrat, die lokale Bevölkerung mit
einem Informationsanlass über die Situation ins Bild zu setzen.

Die kurzfristig anberaumte Veranstaltung stiess auf grosses Interesse.
Verteidigungsminister Guy Parmelin erschien persönlich in Begleitung des Berner
Regierungspräsidenten Christoph Neuhaus (BE, svp) und des Kandergrunder
Gemeindepräsidenten Roman Lanz, um die Bevölkerung aufzuklären. Die
Mitholzerinnen und Mitholzer baten um stetigen Informationsfluss und um Verständnis
dafür, dass die neuen Erkenntnisse für Unmut sorgten. Man habe bereits mit der NEAT
und dem Lötschberg-Basistunnel, wo die Einwohnerinnen und Einwohner teilweise nur
dürftig über auftretende Komplikationen informiert worden seien, schlechte
Erfahrungen gemacht. 
Kurz nach Bekanntwerden der Umstände begannen die Spekulationen. Die Berner
Zeitung befasste sich mit möglichen Lösungen, wobei die Bergung der Munition eine
Variante darstellte. Klar war, dass die Verminderung der Risiken nicht einfach werden
würde. Kritisch wurde dabei die Haltung der Behörden kommentiert, die während
Jahrzehnten nichts unternommen hätten und nur durch die neueren Pläne für das
Rechenzentrum auf die heikle Ausgangslage aufmerksam geworden seien, wie der
Gemeindepräsident von Kandergrund kritisierte. Überrascht ob der Entwicklungen
zeigte sich überdies der Verantwortliche des regionalen Führungsorgans, der nur aus
den Medien von dem veränderten Risikobild erfahren hatte. Andererseits verkündete
kurz darauf die BLS, deren Gleistrassen auf dem betroffenen und gefährdeten Gebiet
liegen, dass für Letztere keine unmittelbare Gefahr bestehe. 

Mit etwas zeitlicher Distanz fand Gemeindepräsident Roman Lanz deutlichere Worte.
«Die Munition muss fort», liess er sich in der Berner Zeitung zitieren, ungeachtet der
Kosten und der Dauer der Beseitigung. Dafür werde man sich bei den Bundesbehörden
einsetzen und den Druck hochhalten. Weitere verzögerte Informationsflüsse würde
man nicht goutieren. Es zeichnete sich ab, dass das «Pulverfass Mitholz» noch für
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Diskussionen sorgen würde, gerade angesichts der Aussagen von Jürg Grossen (glp, BE),
der eine rasche und umfassende externe Untersuchung forderte und bereits im
Sommer 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.3798) im Nationalrat deponierte. 1

Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 2
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Militäreinsätze

L'armée a mis un terme à son engagement d’un total de 94 jours dans le cadre du
championnat d'Europe de football 2008 (UEFA EURO 2008) au profit des villes hôtes
de Berne, Genève, Zurich et Bâle. Les militaires ont accompli 123'935 jours de service
dans le cadre de cet engagement. 10'614 militaires ont accompli simultanément du
service; au maximum 6'833 d’entre eux ont été engagés en même temps et les autres
ont accompli un cours de répétition ordinaire. 3

ANDERES
DATUM: 12.07.2008
ELIE BURGOS

2011 waren Angehörige der Armee an drei weiteren Einsätzen beteiligt. Im Rahmen von
„AMBA CENTRO“ unterstützten täglich durchschnittlich 144 Dienstleistende die
Polizeikorps in Zürich, Bern und Genf beim Schutz ausländischer Vertretungen. Rund
50 Armeeangehörige unterstützten das Grenzwachtkorps im Rahmen der
Leistungsvereinbarung „LITHOS“. Die grösste Veränderung mit einer
Leistungssteigerung von ca. 50% erfolgte im Rahmen von „TIGER/FOX“, wobei
Armeeangehörige Leistungen zu Gunsten von Flugsicherheitsmassnahmen im
Luftverkehr erbrachten. 17 Dienstleistende standen dafür täglich im Einsatz. Darüber
hinaus unterstützte die Armee im Dezember 2011 den Kanton Genf bei der
Durchführung der 8. WTO-Ministerkonferenz. Dabei wurden insbesondere Material und
Fahrzeuge zur Verfügung gestellt, die Flughafensicherheit verstärkt, Lufttransporte und
Luftraumüberwachungen durchgeführt sowie die Polizei bei den Auf- und
Rückbauarbeiten unterstützt. Neben diesen subsidiären Sicherungseinsätzen leistete
die Armee auch Katastrophenhilfe. In drei Einsätzen wurden insgesamt 3'770 Diensttage
geleistet. Während eines Waldbrandes in Visp/VS war die Armee mit Löscharbeiten
beschäftigt, im Juni wurden die Behörden im Kanton Appenzell-Ausserrhoden beim
Ausbau eines Baches unterstützt und im Oktober wurden 1'770 Diensttage geleistet,
nachdem in den Kantonen Bern und Wallis schwere Unwetter zahlreiche Schäden
verursacht hatten. In weiteren Unterstützungseinsätzen wurden rund 600 Diensttage in
den Kantonen Bern, Graubünden und Schwyz geleistet, wobei vorwiegend
unwetterbedingte Einsätze getätigt werden mussten. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Militärorganisation

Gut ein Jahr nach der ersten Stellungnahme des Bundesrates zur Zukunft der
Dienstpflicht, respektive zum entsprechenden Bericht der Studiengruppe, äusserte
sich die Regierung ausführlicher zum Stand der Arbeiten und zu den nächsten
Schritten. Es ging dabei um die langfristige Entwicklung der personellen Alimentierung
von Armee und Zivilschutz. Im Fokus stand nach wie vor das «norwegische Modell» mit
einer Ausweitung der grundsätzlichen Militärdienst- und Schutzdienstpflicht auf
Schweizer Frauen. Effektiv Dienst leisten müssten in diesem Modell aber nur diejenigen
Personen, die in Armee und Zivilschutz tatsächlich gebraucht würden. Die Inklusion von
Frauen – so die Argumentation des Bundesrates – sei jedoch sowohl von
sicherheitspolitischer als auch von gesellschaftspolitischer Relevanz und sie müsse
vertieft geprüft werden. Die Dienstpflicht auf junge Schweizerinnen auszudehnen, kam
für die Regierung also grundsätzlich in Frage. Gleichzeitig hielt der Bundesrat fest, dass
keine unmittelbare Notwendigkeit bestehe, die Dienstpflicht anzupassen. Das Prinzip
des freiwilligen Dienstes der Frauen soll zu diesem Zeitpunkt nicht angetastet werden.
Frauen, die Dienst leisten wollen, sollen dennoch verstärkt gefördert werden.
Im Vordergrund stand vorerst die personelle Sicherung des Armeebedarfs mit dem Ziel,
die Quote der Dienstleistenden pro Jahrgang möglichst hoch zu halten. Dazu gehören
auch Massnahmen, wie die Abgänge von der Armee hin zum Zivildienst zu verhindern
oder die Zahl der medizinischen Abgänge aus Rekrutenschulen zu verringern.
Bezüglich der zur Disposition stehenden Dienstpflicht-Modelle setzte die Regierung
vorerst auf das sogenannte Modell «Status quo plus», wobei jedoch nicht sämtliche von
der Studiengruppe vorgeschlagenen Empfehlungen zur Umsetzung gebracht werden
sollen. Damit wollte man eine Verfassungsänderung umgehen, oder zumindest noch
hinausschieben. Einige Hoffnung setzte die Regierung ins norwegische Modell,
respektive wurde dieses als «innovativ und zukunftsweisend» bezeichnet.
Bis 2020 sollen weitere Schritte erfolgen, namentlich wurde das VBS beauftragt, die
langfristige Entwicklung der Alimentierung von Armee und Zivilschutz mit qualifizierten
Dienstpflichtigen aufzuzeigen. Ebenfalls berücksichtigt werden sollen die Auswirkungen
der WEA. Erst auf diesen Erkenntnissen beruhend soll in puncto Zukunft der
Dienstpflicht weitergemacht werden. 5

ANDERES
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Bevölkerungsschutz

Anfang September fand die erste Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz (SVS)
statt. An der vom Konsultations- und Koordinationsmechanismus Sicherheitsverbund
Schweiz (KKM SVS) organisierten Konferenz mit Politikern und Vertretern von Polizei,
Armee, Feuerwehr, Bevölkerungs- und Zivilschutz standen die Konzeption, Absicht und
Perspektiven der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit im Verbund zur Diskussion.
Eine zentrale Erkenntnis war dabei, dass viele der künftigen Aufgaben im Bereich der
öffentlichen Sicherheit nur durch eine gesamtschweizerische Zusammenarbeit
bewältigt werden können. Unter der Wahrung des föderalistischen Charakters der
Schweiz mit tiefgreifender Autonomie der Kantone soll eine gleichberechtigte
Meinungsbildung zwischen Bund und Kantonen eingerichtet werden, so Hans-Jürg
Käser (BE, fdp), Präsident der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz
(KKJPD). Mit regelmässigen Trainings soll in der Schweiz eine nationale Übungskultur
etabliert werden, um die Bewältigung komplexer Notlagen zu simulieren. Der KKM SVS
wird als geeignetes Instrument betrachtet, um eine bessere Vernetzung der beteiligten
Akteure herbei zu führen. 6

ANDERES
DATUM: 03.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Am 20. März 2014 fand die zweite Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes
Schweiz (SVS) in Bern statt. Ziel dieses Treffens von rund 70 Vertretern von Bund und
Kantonen war es, über den aktuellen Stand der Umsetzung der Nationalen Strategie zum
Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS) zu informieren. Seit Ende 2013 befassen
sich vier paritätisch zusammengesetzte Arbeitsgruppen mit der Umsetzung einzelner
Massnahmen der Strategie in den Kantonen. Ziel dieser Massnahmen ist es, mittels
konkreter Produkte die Kantone zu unterstützen, ihre Widerstandsfähigkeit zu erhöhen
und Cyber-Risiken zu reduzieren. Drei Arbeitsgruppen erarbeiten in den Bereichen
Risikoanalyse und Präventionsmassnahmen, Incident Management und
Krisenmanagement Konzepte, Prozesse und fördern den Zugang zu Expertenwissen. Die
vierte Arbeitsgruppe dokumentiert Straffälle und erstellt ein Konzept zur Koordination
von interkantonalen Fallkomplexen. Der Sicherheitsverbund Schweiz koordiniert in
Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle NCS, die beim Informatiksteuerungsorgan
des Bundes angesiedelt ist, die Umsetzung der Strategie auf Stufe der Kantone und der
Gemeinden. 7

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Per Ende April 2014 lag der Jahresbericht 2013 des Steuerungsausschusses der
nationalen Strategie zum Schutz vor Cyber-Risiken (NCS) vor. Bei vielen der 16
gefassten Massnahmen, vor allem in den Bereichen Prävention und Reaktion, wurden
Ende 2013 bereits erste Meilensteine erreicht. So wurden die notwendigen Schritte zur
Erstellung eines Lagebildes, das über die Cyber-Bedrohungen Auskunft geben wird,
eingeleitet. In den beteiligten Verwaltungseinheiten beim Bund wurden auch nötige,
neue Organisationsstrukturen geschaffen, um Cyber-Bedrohungen rasch erkennen zu
können und die Handlungsfähigkeit zu erhöhen. Es wurden Grundlagen für die
Zusammenarbeit geschaffen sowie einheitliche Methoden unter den beteiligten Stellen
etabliert, damit im Falle von Cyber-Angriffen optimal reagiert und Schäden und
Auswirkungen möglichst gering gehalten werden können. 
Im Rahmen der Mitte 2012 gestarteten NCS verfolgt der Bundesrat drei strategische
Ziele: die frühzeitige Erkennung der Bedrohungen und Gefahren im Cyber-Bereich, die
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit von kritischen Infrastrukturen sowie eine wirksame
Reduktion von Cyber-Risiken. Die Koordination der Umsetzungsarbeiten übernahm die
bei der Melde- und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) angesiedelte
Koordinationsstelle NCS. Dort werden die Umsetzungsarbeiten überwacht und für den
Einbezug aller Beteiligten gesorgt. Zusammen mit den verantwortlichen Bundesämtern
wurden die Meilensteine und der Zeitplan für die jeweiligen Massnahmen definiert und
in einer Roadmap festgehalten. 8

ANDERES
DATUM: 30.04.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im November 2014 führte der Sicherheitsverbund Schweiz SVS eine Übung zum Fall
einer „Pandemie und Strommangellage“ durch. Am gross angelegten Test nahmen
sämtliche Kantone, Bundesstellen aller Departemente sowie Armee,
Krisenorganisationen, aber auch privatwirtschaftliche Akteure teil. Im Fokus stand die
Handlungsfähigkeit von Gesellschaft, Behörden und Wirtschaft im Krisenfall,
beziehungsweise deren rasche Wiederherstellung. Der Schwerpunkt der Übung lag auf
der politisch-strategischen Ebene: Die Krisenorgane der Kantone und des Bundes
gingen dabei unter aktiver Teilnahme der kantonalen Regierungsräte den Prozessen des
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Krisenmanagements bis zur politischen Entscheidungsfindung nach. In unabhängigen
Modulen wurde die Stabsarbeit betrachtet und Diskussionen in Workshops,
Arbeitsgruppen sowie Plenumsveranstaltungen geführt. Der Übung gingen gründliche
Vorbereitungen voraus, jedoch wurde in der Folge auch ein detaillierter
Evaluationsbericht erwartet. Nach Abschluss der Übung wurde diese bereits als
erfolgreich bezeichnet, weil sie wertvolle Erkenntnisse gebracht habe. Zusammen mit
der nächsten Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz wird der Schlussbericht als
Grundlage zur Weiterentwicklung des Konzepts des Konsultations- und
Koordinationsmechanismus für den Sicherheitsverbund Schweiz (KKM SVS) verwendet. 9

Une menace terroriste persistante entremêlant des attaques contre des infrastructures
critiques, du chantage et de possibles attentats, tel était le thème du deuxième
exercice du Réseau national de sécurité (RNS). Environ 70 organisations (états-majors,
services fédéraux, cantons, infrastructures critiques) ont pris part à l'exercice pour
évaluer leur capacité à gérer et à collaborer en état d'urgence dans un contexte tendu.
Pour s'y préparer, les participants ont dû adapter leur plans et leurs stratégies au
scénario évolutif au fur et à mesure qu'ils recevaient l'un des quatre rapports de
situation. L'exercice a duré 52 heures et a été dirigé depuis la caserne militaire de
Berne. Un rapport d'évaluation des résultats est attendu pour la mi-2020. 10

ANDERES
DATUM: 11.11.2019
DIANE PORCELLANA

La protection civile a comptabilisé 300'000 jours de service dans le cadre de la lutte
contre le Covid-19. En support du personnel des hôpitaux et des établissements
médico-sociaux, les 24'000 astreints à la protection civile ont notamment installé des
hôpitaux d'urgence et des centres de consultation. Ils ont été principalement mobilisés
dans les cantons densément peuplés gravement touchés par la crise comme les cantons
de Vaud (environ 70'000 jours de service), de Genève (40'000), de Zurich (32'000) et du
Tessin (12'000). Un contingent de 850'000 jours de service au maximum était
disponible pour la période du 21 mars au 30 juin 2020. Le Conseil fédéral a alloué 23
millions CHF et a comblé pour les membres de la protection civile – comme pour les
militaires – la différence entre l’indemnisation versée à titre d’APG et leur revenu
intégral. Estimée à CHF 6 millions, cette mesure a été couverte par le crédit alloué par
le Conseil fédéral à l'engagement de la protection civile. L'objectif visait à éviter une
perte de revenu pour les indépendantes et indépendants et les employées et employés
dont l’employeur n’avait pas prévu de leur verser le plein salaire. 11

ANDERES
DATUM: 16.03.2020
DIANE PORCELLANA

Les cantons pourront bénéficier du soutien de la protection civile – en plus de celui de
l'armée – pour faire face à la deuxième vague du Covid-19. Le Conseil fédéral met à
leur disposition un contingent maximal de 500'000 jours de service jusqu'au 31 mars
2021, si les autres moyens d'appui ne sont pas suffisant ou si l'engagement est urgent. 12

ANDERES
DATUM: 18.11.2020
DIANE PORCELLANA
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